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SATZUNG 
d e r  

"Forschungsinstitut für Glas - Keramik GmbH"  
mit Sitz in Höhr-Grenzhausen 

 

§ 1 Firma und Sitz 

( 1 )    
Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma "Forschungsinsti-
tut für Glas - Keramik GmbH". 

( 2 )   
Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Höhr-Grenzhausen. 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

(1)    
Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung und der Betrieb eines grundsätzlich anwen-
dungsorientierten Forschungsinstituts. Das Institut soll auf dem Gebiet Anorganischer Roh- 
und Werkstoffe, wie z. B. Glas - Keramik, Projekte durchführen und die im Rahmen der Pro-
jektdurchführung anfallenden wissenschaftlichen Fragestellungen ermitteln, vorliegende Er-
gebnisse recherchieren oder entsprechende Forschungsvorhaben initiieren und Forschungs-
ergebnisse selbst erarbeiten sowie das in diesem Zusammenhang gefundene Know-how 
durch geeignete Transfermaßnahmen der Allgemeinheit zur Verfügung stellen. Dies umfasst 
die Entwicklung neuer Produkte und Verfahren im Bereich der Fertigungstechnologie, der 
Rohstoffaufbereitung bis hin zur Endbearbeitung. 

(2)    
Die Gesellschaft darf alle Geschäfte vornehmen, die der Erreichung und Förderung des 
Gesellschaftszweckes dienlich sein können. 

(3)   
Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
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(4)   
Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. 

(5)   
Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Gesellschafter dürfen keine Gewinnanteile und auch keine sonstigen Zuwendungen aus 
Mitteln der Körperschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der 
Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten 
Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück. 

(6)   
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 3 Stammkapital, Stammeinlagen 

(1) 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt € 1.370.000,-  
(in Worten: einemilliondreihundertsiebzigtausend Euro). 

(2) 
An dem Stammkapital sind beteiligt: 

1. das Land Rheinland-Pfalz 
mit einem Gesellschaftsanteil von  1.233.000,- Euro (90 %) 

2. der Westerwaldkreis 
mit einem Gesellschaftsanteil von       137.000,- Euro (10 %)  

Gesamtkapital  1.370.000,- Euro (100 %) 

(3) 
Die Geschäftsanteile sind voll eingezahlt. 
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§ 4 Geschäftsjahr 

(1) 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

§ 5 Organe der Gesellschaft 

(1) 
Organe der Gesellschaft sind: 

a) die Geschäftsführung, 

b) der Aufsichtsrat, 

c) die Gesellschafterversammlung 

 
(2) 
Die Organe sind zur vertrauensvollen Zusammenarbeit verpflichtet. Dem Aufsichtsrat oblie-
gen die Festlegung der Rahmenbedingungen zur Förderung des Gesellschaftszwecks so-
wie die Überwachung der Geschäftsführung. Die Gesellschafterversammlung beschließt in 
den gesetzlich bestimmten Fällen, soweit dieser Vertrag keine andere Regelung trifft. 

 

§ 6 Geschäftsführung und Vertretung 

(1)   
Die Geschäftsführung der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen, die von 
der Gesellschafterversammlung bestellt und abberufen werden. 

(2)   
Über die Anstellungsbedingungen und über spätere Änderungen dieser Bedingungen sowie 
über die Vergütung entscheidet der Aufsichtsrat. Gegenüber der Geschäftsführung wird die 
Gesellschaft durch die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Aufsichtsrats vertreten. 

(3)   
Besteht die Geschäftsführung aus nur einer Person, so vertritt diese die Gesellschaft allein. 
Besteht die Geschäftsführung aus mehreren Personen, so wird die Gesellschaft von diesen 
gemeinschaftlich vertreten oder durch eine Geschäftsführerin/Geschäftsführer gemeinsam mit 
einer Prokuristin/ einem Prokuristen. 
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(4) 
Jedem Mitglied der Geschäftsführung kann durch Gesellschafterbeschluss Alleinvertretungs-
berechtigung und Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden. 

(5) 
Bei der Besetzung von Führungspositionen ist seitens der Geschäftsführung darauf zu achten, dass 
eine möglichst ausgewogene Besetzung durch Frauen und Männer erreicht wird. 

 

§ 7 Zustimmungsbedürftige Geschäfte der Geschäftsführung 

(1) 
Die Geschäftsführung ist für eine ordnungsgemäße und wirtschaftliche Führung der Geschäfte 
verantwortlich. Die Geschäfte sind nach kaufmännischen und wirtschaftlichen Grundsätzen zu 
führen, wobei sich die Kosten der Verwaltung und der Geschäftsführung in angemessenen Gren-
zen zu halten haben. Die Geschäftsführung führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, des 
Gesellschaftsvertrages, der Anstellungsverträge, sowie nach den Vorgaben des Aufsichtsrates 
und der Gesellschafterversammlung. Insbesondere beachtet sie die Ziele des Landesgleichstel-
lungsgesetzes des Landes Rheinland-Pfalz in seiner jeweils gültigen Fassung. 

(2) 
Die Geschäftsführungsbefugnis der geschäftsführenden Personen erstreckt sich nur auf 
Handlungen, die der gewöhnliche Geschäftsverkehr mit sich bringt. Für alle darüberhin-
ausgehenden Geschäfte ist die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen. 

(3) 
Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen insbesondere: 

a) Aufnahme von Anleihen und Krediten, 
b) Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder ähnlichen Haftungen, 
c) Gewährung von Krediten, 
d) Abschluss und Kündigung von Miet- oder Pachtverträgen oberhalb einer vom Auf-

sichtsrat festgelegten Wertgrenze, 
e)  Kauf, Verkauf oder Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen  
 Rechten, 
f) Erteilung von Prokuren und Handlungsvollmachten für den gesamten Geschäftsbe-

trieb und Abberufung von Prokuristinnen und Prokuristen und Handlungsbevollmäch-
tigten, die für den gesamten Geschäftsbetrieb bevollmächtigt sind,  

g) Rechtsgeschäfte der Geschäftsführung, Prokuristinnen/Prokuristen oder Handlungs-
bevollmächtigten mit der Gesellschaft, 
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h)  Einräumung von Pfand- und anderen Sicherungsrechten an Gegenständen des be-
weglichen Vermögens, 

i) Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen der Satzung oder Aufgabe vorhande-
ner Tätigkeitsgebiete, 

j)  Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Zweigniederlassungen und Betriebsstät-
ten, 

k) Wahrnehmung der Gesellschafterrechte bei Beteiligungen, 
l) Abschluss von Anstellungsverträgen, deren Vergütung oberhalb einer vom Aufsichts-

rat festgelegten Wertgrenze festgesetzt wird. Ferner vertragliche Zusage von Abfin-
dungen für den Fall der Dienstbeendigung, 

m) Abschluss von sonstigen Verträgen, durch die für die Gesellschaft Verpflichtungen 
für eine Zeit von mehr als einem Jahr entstehen und die jährliche Verpflichtung einen 
vom Aufsichtsrat festgesetzten Betrag überschreitet, 

n) Bauvorhaben jeglicher Art oberhalb einer vom Aufsichtsrat festgelegten Wertgrenze,  
o)  Führung von Rechtsstreitigkeiten und Abschluss von Vergleichen über Forderungen 
oder Verpflichtungen der Gesellschaft, sofern im Einzelfall der Streitgegenstand einen vom 
Aufsichtsrat festgesetzten Betrag übersteigt. (4) 
Der Aufsichtsrat kann sich auch die vorherige Zustimmung zu bestimmten Arten von laufen-
den Geschäften vorbehalten. Er kann jederzeit widerruflich seine Einwilligung zu bestimmten 
Geschäften erteilen, die seiner Zustimmung bedürfen. Die grundgesetzlich geschützte For-
schungsfreiheit ist davon unberührt. 

(5) 
Maßnahmen und Geschäfte, die in einem vom Aufsichtsrat genehmigten Wirtschaftsplan ein-
zeln aufgeführt sind, unterliegen keinem weiteren Zustimmungsvorbehalt. 

 

§ 8 Berichtspflicht der Geschäftsführung 

 
Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat vierteljährlich schriftlich über den Gang der Ge-
schäfte und die Lage des Unternehmens zu berichten. Der / dem Vorsitzenden des Aufsichts-
rates ist außerdem bei wichtigen Anlässen unverzüglich zu berichten. 
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§ 9 Aufsichtsrat 

(1) 
Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Mitgliedern. Ihm gehören an: 

a) als Vorsitzende/Vorsitzender ein vom für Wirtschaft zuständigen Ministerium des Landes 
Rheinland-Pfalz bestimmtes Mitglied, 

b) als stellvertretende Vorsitzende/stellvertretender Vorsitzender die Landrätin/der Landrat 
des Westerwaldkreises oder ein von der Landrätin/vom Landrat bestimmtes Mitglied, 

c) ein weiteres Mitglied, das vom für Finanzen zuständigen Ministerium des Landes Rhein-
land-Pfalz bestimmt wird, 

d) ein weiteres Mitglied, das vom für Wissenschaft zuständigen Ministerium des Landes 
Rheinland-Pfalz bestimmt wird, 

e) ein weiteres Mitglied, das vom für Wirtschaft zuständigen Ministerium des Landes Rhein-
land-Pfalz bestimmt wird. 

Vertreter der Gesellschafter in der Gesellschafterversammlung dürfen nicht zugleich Mitglieder 
des Aufsichtsrats sein. 

(2) 
Bei der Entsendung der Mitglieder in den Aufsichtsrat ist dafür Sorge zu tragen, dass 
dem Gremium nach Möglichkeit Frauen und Männer in gleicher Anzahl angehören. 

(3)  
Die Mitgliedschaft eines Aufsichtsratsmitgliedes endet mit Abberufung durch den Entsen-
dungsberechtigten oder im Falle des Ausscheidens aus dem Hauptamt unmittelbar; das be-
troffene Aufsichtsratsmitglied hat im Falle der zweiten Variante dies der Gesellschaft unver-
züglich mitzuteilen. 

(4)  
Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit gegenüber der Vorsitzen-
den/dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates, die Vorsitzende/der Vorsitzende gegenüber der 
stellvertretenden Vorsitzenden/dem stellvertretenden Vorsitzenden unter Einhaltung einer 
Frist von vier Wochen niederlegen. 
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§ 10 Innere Ordnung des Aufsichtsrates 

(1)   
Der Aufsichtsrat wird je nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Kalenderjahr, einberufen. 
Zu den Aufsichtsratssitzungen lädt die Vorsitzende/der Vorsitzende schriftlich unter Wahrung 
einer Frist von mindestens zwei Wochen ein. Mit der Einberufung wird die Tagesordnung nebst 
Unterlagen übersandt. Eine Sitzung muss einberufen werden, falls die/ der Vorsitzende oder 
ein Mitglied des Aufsichtsrates die Einberufung verlangt. 

(2)  
Der Aufsichtsrat führt seine Sitzungen grundsätzlich als Präsenzsitzung durch. In begründeten 
Ausnahmefällen kann hiervon abgewichen werden und die Sitzung in Form einer Videokonfe-
renz stattfinden. Eine solche begründete Ausnahme wird durch die dem Aufsichtsrat vorsitzende 
Person im Benehmen mit dem vom für Finanzen zuständigen Ministerium entsandten Mitglied 
festgestellt. Diese Feststellung wird den übrigen Mitgliedern unter Angabe der dafür maßgebli-
chen Erwägungen zusammen mit der Einladung zur Sitzung als Videokonferenz mitgeteilt.  

(3)  
Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen 
er nach Gesetz oder dieser Satzung besteht, an der Beschlussfassung teilnimmt. In jedem Fall 
müssen mindestens drei Mitglieder an der Beschussfassung teilnehmen. 

(4)   
Ein Aufsichtsratsmitglied, das verhindert ist, an einer Aufsichtsratssitzung teilzunehmen, kann 
seine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. 

(5)   
Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der Aufsichtsrats-
mitglieder, die sich an der Beschlussfassung beteiligen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme der Vorsitzenden/des Vorsitzenden. 

(6)  
Die Geschäftsführung ist auf Verlangen der/ des Aufsichtsratsvorsitzenden verpflichtet, an 
den Sitzungen des Aufsichtsrates teilzunehmen. 

(7)   
Über die Sitzungen des Aufsichtsrates sind Niederschriften anzufertigen. Die Niederschrift 
ist von der Vorsitzenden/ dem Vorsitzenden und der mit der Schriftführung betrauten Person 
zu unterschreiben und der Geschäftsführung auszuhändigen. Die Geschäftsführung über-
sendet den Mitgliedern des Aufsichtsrates und den Gesellschaftern eine Abschrift der Nie-
derschrift. 
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(8)   
Beschlüsse des Aufsichtsrates können auch ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich oder 
in anderen vergleichbaren Formen gefasst werden, wenn die Vorsitzende/der Vorsitzende 
oder im Verhinderungsfalle die Stellvertreterin/der Stellvertreter dies anordnet und kein 
Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht. Die Beschlüsse sind in der 
Niederschrift über die nächste Aufsichtsratssitzung aufzunehmen. 

(9)  
Der Aufsichtsrat kann in einer Geschäftsordnung weitere Einzelheiten regeln. 

 

§ 11 Beirat 

(1)   
Die Gesellschaft kann einen Beirat berufen. Der Aufsichtsrat bestimmt die Anzahl der Mitglie-
der und nimmt ihre Ernennung vor. Die Mitglieder der Geschäftsführung der Gesellschaft sind 
stimmberechtigte Mitglieder des Beirates, ohne dass es einer besonderen Ernennung bedarf. 

(2)   
Die Amtszeit der Mitglieder des Beirates beträgt vier Jahre. Eine Verlängerung der Amtszeit ist 
möglich. 

(3)   
Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine Stellvertrete-
rin/einen Stellvertreter und gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(4)  
Der Beirat berät die Geschäftsführung und den Aufsichtsrat unterstützend in wirtschaftlichen 
und wissenschaftlichen Fragen, insbesondere hinsichtlich der strategischen und thematischen 
Ausrichtung sowie der technischen und personellen Ausstattung. 

 

§ 12 Auslagenersatz für Aufsichtsrats- und Beiratsmitglieder 

Für die Erstattung von Reisekosten und Auslagen gelten die Vorschriften des Landesreise-
kostengesetzes von Rheinland-Pfalz. 
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§ 13 Gesellschafterversammlung 

(1)   
Die Gesellschafterversammlung ist einzuberufen, wenn eine Beschlussfassung der Gesellschaf-
ter erforderlich wird oder wenn die Einberufung aus einem sonstigen Grunde im Interesse der 
Gesellschaft liegt. In jedem Fall ist jährlich eine Gesellschafterversammlung in den ersten acht 
Monaten des Geschäftsjahres abzuhalten. 

(2)   
Jeder Gesellschafter hat das Recht, eine außerordentliche Gesellschafterversammlung zu ver-
langen. 

(3)   
Eine Gesellschafterversammlung muss einberufen werden, falls der Aufsichtsrat die Einberu-
fung beschließt. 

(4)   
Die Gesellschafterversammlung führt ihre Versammlungen grundsätzlich als Präsenzsitzung 
durch. In Ausnahmefällen kann hiervon abgewichen werden und die Sitzung in Form einer Vi-
deokonferenz stattfinden. Eine solche begründete Ausnahme wird durch die vorsitzende Person 
der Gesellschafterversammlung festgestellt. Diese Feststellung wird unter Angabe der dafür 
maßgeblichen Erwägungen zusammen mit der Einladung zur Gesellschafterversammlung als 
Videokonferenz mitgeteilt. 

(5)   
Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführung schriftlich einberufen. Mit der 
Einberufung wird die Tagesordnung nebst Unterlagen übersandt. Zwischen dem Tag der Ab-
sendung der Einberufung und dem Tag der Gesellschafterversammlung muss eine Frist von 
mindestens vierzehn Tagen liegen. 

 

§ 14 Rechte und Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

(1) 
Die Gesellschafterversammlung beschließt in den gesetzlich bestimmten Fällen, soweit die-
ser Vertrag keine andere Regelung trifft. 

Der Bestimmung der Gesellschafter unterliegen insbesondere: 

a) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung des Bilanzgewinns, 

b) Entlastung des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung, 
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c) Wahl der Wirtschaftsprüferin/des Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses, 

d) Änderungen und Ergänzungen des Gesellschaftsvertrages, insbesondere Kapitalerhö-
hungen, 

e) Vergütung an Mitglieder des Aufsichtsrates, Beirates und der Gesellschafterversamm-
lung, 

f) Auflösung der Gesellschaft, Ernennung und Abberufung von Liquidatoren, Verwendung 
des Liquidationserlöses, Fortsetzung der aufgelösten Gesellschaft, 

g) Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegenüber Mitgliedern des Aufsichtsrates, 

h) Erwerb und Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen, 

i) Festlegung des Sitzungsgeldes / des Auslagenersatzes für die Aufsichts- und Beirats-
mitglieder sowie die Vertreter der Gesellschafter in der Gesellschafterversammlung. 

 

§ 15 Beschlussfähigkeit, Vorsitz, Stimmrecht und Beschlussfassung 

(1)  
Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter vertreten sind.  

(2)  
Ist die Gesellschafterversammlung beschlussunfähig, so ist innerhalb eines Monats eine neue 
Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen. Diese Gesellschafter-
versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig; hierauf 
ist in der Einberufung hinzuweisen. 

(3) 
Beschlüsse der Gesellschafter können nur in einer Gesellschafterversammlung oder 
gemäß § 48 Absatz 2 GmbH-Gesetz schriftlich gefasst werden. 

(4)  
Den Vorsitz führt die Vertreterin/ der Vertreter des Gesellschafters Land Rheinland-Pfalz.   

(5) Gesellschaftsbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, soweit nicht die Satzung oder das Gesetz zwingend eine andere Mehrheit vor-
schreiben. 

(6) 
Abgestimmt wird nach Geschäftsanteilen. Je eintausend Euro eines Geschäftsanteiles ge-
währen eine Stimme. 
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(7)  
Es wird grundsätzlich offen abgestimmt. 

(8)  
Über jede Gesellschafterversammlung ist, soweit nicht eine notarielle Beurkundung erfolgen 
muss, eine Niederschrift aufzunehmen. Die mit der Schriftführung beauftragte Person wird 
durch die Vorsitzende/den Vorsitzenden bestimmt. Die Niederschrift soll Tag, Ort und Zeit 
der Versammlung, Namen, Stammeinlagen und Stimmen der anwesenden oder vertretenen 
Gesellschafter, Tagesordnung und Anträge, Ergebnisse der Abstimmungen sowie den Wort-
laut der gefassten Beschlüsse und Angaben über die Erledigung sonstiger Anträge enthal-
ten. 

(9)  
Die Niederschrift ist von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden und der mit der Schriftführung 
betrauten Person zu unterschreiben und der Geschäftsführung auszuhändigen. Die Ge-
schäftsführung übersendet den Gesellschaftern und den Mitgliedern des Aufsichtsrates eine 
Abschrift der Niederschrift. 

( 1 0 )   
Die Gesellschafter können innerhalb von vier Wochen eine Ergänzung oder Berichtigung der 
Niederschrift schriftlich verlangen. Die unwidersprochene oder ergänzte bzw. berichtigte Nie-
derschrift hat die Vermutung der Richtigkeit und Vollständigkeit. 

(11) 
Die Gesellschafterbeschlüsse können nur innerhalb acht Wochen durch Klage angefochten 
werden. 

(12)  
Die Geschäftsführung ist auf Verlangen der/ des Vorsitzenden verpflichtet, an den Sitzungen der 
Gesellschafterversammlung teilzunehmen. 

 

§ 16 Wirtschaftsplan 

 
Die Geschäftsführung hat vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat einen Wirt-
schaftsplan (Erfolgsplan, Finanzplan, Investitionsplan, Stellenplan) zur Genehmigung vorzulegen.  
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§ 17 Jahresabschluss 

(1)   
Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene 
Geschäftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz mit Gewinn - und Verlustrechnung) sowie einen Lage-
bericht aufzustellen. 

(2)   
Jahresabschluss und Lagebericht sind in entsprechender Anwendung der Vorschriften des 3. Bu-
ches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften aufzustellen und zu prüfen. 

(3)   
Jahresabschluss und Lagebericht sind durch den jährlichen in der ordentlichen Gesellschafterver-
sammlung zu bestimmenden Abschlussprüfer zu prüfen. Bei der Abschlussprüfung ist auch die Ge-
schäftsführung unter Berücksichtigung der für Beteiligungen der Gesellschafter geltenden Prüfungs-
bestimmungen zu prüfen; die Prüfung hat insbesondere die in § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz ge-
nannten Bereiche zu erfassen. 

(4)   
Der Jahresabschluss ist nach Prüfung mit dem Lagebericht und dem Prüfungsbericht dem Auf-
sichtsrat zuzuleiten. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Lagebericht mit einem 
Bericht der Gesellschafterversammlung vorzulegen. 

(5) Die Gesellschafter stellen innerhalb der ersten acht Monate eines Geschäftsjahres den Jahres-
abschluss für das vorangegangene Geschäftsjahr fest und beschließen über die Verwendung des 
Ergebnisses. 

 
§ 18 Nachschüsse 

Die Gesellschafter sind verpflichtet, zur Deckung der laufenden Ausgaben der Gesellschaft 
Nachschüsse zu leisten, soweit die Gesellschafterversammlung hierzu einen Beschluss fasst. 
Die Gesellschafterversammlung legt dabei die Höhe fest. Die zu leistenden Nachschüsse sind 
nach dem Verhältnis der Gesellschaftsanteile festzusetzen und einzuzahlen. 

Die Einforderung der festgesetzten Nachschüsse erfolgt durch die Geschäftsführung. Die Ein-
forderung kann in Teilbeträgen erfolgen. 
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§ 19 Haushaltsrechtliche Prüfung 

(1)   
Der Rechnungshof Rheinland-Pfalz hat die Befugnisse nach § 54 Haushaltsgrundsätze-
gesetz. 

(2)   
Jeder Gesellschafter ist zu Vertragsänderungen verpflichtet, die der Gesellschaftszweck 
oder die Treuepflicht der Gesellschafter gegeneinander gebieten. 

 

§ 20 Public Corporate Governance Kodex 

(1) 
Die Gesellschaft ist verpflichtet den Public Corporate Governance Kodex des Landes 
Rheinland-Pfalz in seiner jeweils geltenden Fassung zu beachten. 

 
 

§ 21 Bekanntmachungen 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektroni-
schen Bundesanzeiger. 

 

§ 22 Auflösung der Gesellschaft 

Bei Auflösung oder Aufhebung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschaf-
ter und den gemeinen Wert ihrer etwa geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an das Land 
Rheinland-Pfalz, das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwen-
den hat. 

 

§ 23 Abtretung und Belastung von Geschäftsanteilen 

Die Abtretung und Verpfändung von Geschäftsanteilen sowie ihre Belastung mit einem Nieß-
brauch ist nur mit Genehmigung jeden Gesellschafters zulässig. 
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§ 24 Schiedsklausel 

Alle Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsvertrag zwischen der Gesellschaft und einem Gesell-
schafter oder zwischen den Gesellschaftern entscheidet unter Ausschluss des ordentlichen 
Rechtsweges ein Schiedsgericht. Für Nichtigkeits-, Anfechtungs- und Auflösungsklagen ist 
das Schiedsgericht jedoch nicht zuständig. Die Bestimmungen des Schiedsvertrages werden 
in gesonderter Urkunde schriftlich niedergelegt. 

 

§ 25 Schlussbestimmung 

(1) 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen des Vertrages lässt die Wirksamkeit des Gesell-
schaftervertrages im Übrigen unberührt, soweit Treu und Glauben dem nicht zwingend entgegen-
stehen. In einem solchen Fall ist die ungültige Bestimmung durch Beschluss der Gesellschafter-
versammlung so umzudeuten oder zu ergänzen, dass der mit der ungültigen Bestimmung beab-
sichtigte wirtschaftliche und rechtliche Zweck erreicht wird. Dasselbe gilt, wenn bei der Durchfüh-
rung des Gesellschaftsvertrages eine ergänzungsbedürftige Lücke offenbar wird. 

(2) 
Jeder Gesellschafter ist zu Vertragsänderungen verpflichtet, die der Gesellschaftszweck oder die 
Treuepflicht der Gesellschafter gegeneinander gebieten. 

(3) 
Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Gesellschaftsvertrag und dem Gesellschaftsverhält-
nis ist der Sitz der Gesellschaft. 

 


